
 

  

 

Ergänzende Bedingungen WASSERVERSORGUNG 
der Stadtwerke Bad Tölz GmbH (STW) 

zur 
Verordnung über die Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit Wasser  

(AVBWasserV)  
 

 I.  Vertragsabschluss (§ 2 AVBWasserV)   

1. Die  STADTWERKE  BAD  TÖLZ  GmbH,  nachfolgend  STADTWERKE  genannt,  schließen den     Versorgungs-
vertrag  mit  dem  Eigentümer  des  anzuschließenden  Grundstückes ab. In Ausnahmefällen  kann  der  
Vertrag  auch  mit  dem  Nutzungsberechtigten,  z.B.  Mieter, Pächter, Erbbauberechtigten, Nießbraucher 
abgeschlossen werden.  
 

2. Tritt  an  die  Stelle  eines  Hauseigentümers  eine  Gemeinschaft  von  Wohnungseigentümern im  Sinne  
des  Wohnungseigentumsgesetzes  vom  15.3.1951,  so  wird  der Versorgungsvertrag  mit  der  Gemein-
schaft  der  Wohnungseigentümer  abgeschlossen.  Jeder Wohnungseigentümer  haftet  als  Gesamtschuld-
ner.  Die  Wohnungseigentümergemeinschaft verpflichtet  sich,  den  Verwalter  oder  eine  andere  Person  
zu  bevollmächtigen,  alle Rechtsgeschäfte  die  sich  aus  dem  Versorgungsvertrag  ergeben,  mit  Wirkung  
für  und gegen  alle  Wohnungseigentümer  mit  den  STADTWERKEN  abzuschließen und personelle Ände-
rungen  die  die  Haftung  der  Wohnungseigentümer  berühren,  den  STADTWERKEN unverzüglich  mitzu-
teilen.  Wird  ein  Vertreter  nicht  benannt,  so  sind  die  an  einen Wohnungseigentümer  abgegebenen  
Erklärungen  der  STADTWERKE  auch  für  die  übrigen Eigentümer  rechtswirksam.  Das  gleiche  gilt,  wenn  
das  Eigentum  an  dem  versorgten Grundstück  mehreren  Personen  gemeinschaftlich  zusteht  (Gesamt-
handeigentum  und Miteigentum nach Bruchteilen).   

II.  Antrag auf Wasserversorgung  

3. Der Antrag auf Wasserversorgung muss auf einem besonderen Vordruck der Stadtwerke Bad Tölz GmbH 
gestellt werden. 

III.  Baukostenzuschuss (§ 9 AVBWasserV)   

1. Der  Anschlussnehmer  zahlt  den  STADTWERKEN  bei  Anschluss  an  das  Leitungsnetz  der STADTWERKE  
bzw.  bei  einer  wesentlichen  Erhöhung  seiner  Leistungsanforderung einen Zuschuss zu den Kosten der 
örtlichen Verteilungsanlagen (Baukostenzuschuss).  
 

2. Der  Baukostenzuschuss  (BKZ)  errechnet  sich  aus  den  Kosten,  die  für  die  Erstellung  oder Verstärkung  
der  örtlichen  Verteilungsanlagen  erforderlich  sind.  Die  örtlichen Verteilungsanlagen  sind  z.B.  die  der  
Erschließung  des  Versorgungsbereiches  dienenden Hauptleitungen,  Versorgungsleitungen,  Behälter,  
Druckerhöhungsanlagen  und  zugehörige Einrichtungen. 
 

3. Der  Versorgungsbereich  richtet  sich  nach  der  versorgungsgerechten  Ausbaukonzeption für die örtlichen 
Verteilungsanlagen.   
 

4. Als  angemessener  Baukostenzuschuss  für  die  Erstellung  oder  Verstärkung  der  örtlichen Verteilungsan-
lagen  gilt  ein  Anteil  von 70% dieser  Kosten.  Damit  bemisst  sich  der  vom Anschlussnehmer zu überneh-
mende Baukostenzuschuss wie folgt:   

 

BKZ =  Frontlänge x spez. Preis     (siehe Preisblatt/m) x  
𝐷𝑁 𝐻𝐴

𝐷𝑁 25
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5. Als  Straßenfrontlänge  gilt  bei  Grundstücken,  die  unmittelbar  an  der  Straße  liegen,  die Frontlänge des 
Grundstücks an der Straße. Als Straßen gelten Wege und Verkehrsflächen, sowohl  öffentliche  als  auch  
private;  letztere  jedoch  nur  dann,  wenn  eine Versorgungsleitung  verlegt  ist.  Bei  Grundstücken,  die  
an  mehrere  Straßen  grenzen,  wird das aus allen Straßenfrontlängen sich ergebende Mittel zugrunde 
gelegt. Bei  Grundstücken,  die  nicht  unmittelbar  mit  einer  Front  an  einer  Straße  liegen,  wird  der 
Baukostenzuschussberechnung  die  Grundstücksfront  zugrunde  gelegt,  die  nach  der  Straße hinweist, 
von der aus das Grundstück versorgt wird. Die  Frontlänge  ist  eine  bis  zum  Grundstück  verschobene  
Straßenparallele  mit  ihren rechtwinkeligen Grundstückstangenten.   
 

6. Für  jeden  Anschluss  werden  mindestens  10  Meter  Straßenfrontlänge  der  Berechnung  des Baukosten-
zuschusses zugrunde gelegt.   
 

7. Der  Anschlussnehmer  zahlt  einen  weiteren  Baukostenzuschuss,  wenn  er  seine Leistungsanforderung 
wesentlich erhöht. Eine wesentliche Erhöhung ist z.B. der Anschluss eines Neubaus auf einem vorhandenen 
Grundstück. Die  Höhe  des  weiteren  Baukostenzuschusses  bemisst  sich  nach  den  Grundsätzen  des 
Absatzes 4.   
 

8. Der  Baukostenzuschuss  wird  zwei  Wochen  nach  Annahme  des  Angebotes  oder,  falls  die erforderlichen  
Verteilungsanlagen  später  fertig  werden,  zu  diesem  Zeitpunkt,  spätestens jedoch  bei  Fertigstellung  
des  Hausanschlusses  zugleich  mit  den  Hausanschlusskosten fällig.   
 

9. Von  der  Bezahlung  des  Baukostenzuschusses  und  der  Hausanschlusskosten  kann  die Inbetriebsetzung 
der Kundenanlage abhängig gemacht werden. 
 

IV.  Hausanschluss (§ 10 AVBWasserV)   

1. Jedes  Grundstück  oder  jedes  Haus  muss  einen  eigenen  Anschluss  an  die Versorgungsleitung haben. 
Als  Grundstück  gilt  ohne  Rücksicht  auf  die  Grundbuchbezeichnung  jeder zusammenhängende Grund-
besitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.   Befinden  sich  auf  dem  Grundstück  mehrere  
zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen bestimmte  Gebäude,  so  können  die  STADTWERKE  für  jedes  
Gebäude,  insbesondere dann,  wenn  Ihnen  eine  eigene  Hausnummer  zugeteilt  ist,  die  für  Grundstücke 
maßgeblichen Bedingungen anwenden.  
 

2. Der  Anschlussnehmer  erstattet  den  STADTWERKEN  gemäß jeweils gültigen  Preisblatt die  Kosten  für  
die  Erstellung  des Hausanschlusses. Ferner  erstattet  der  Anschlussnehmer  die  Kosten  für  Veränderun-
gen  des Hausanschlusses,  die  durch  eine  Änderung  oder  Erweiterung  seiner  Anlage  erforderlich oder 
aus anderen Gründen von ihm veranlasst werden.  
 

3. Die  Zugänglichkeit  des  Hausanschlusses  darf  nicht  beeinträchtigt  werden. Dementsprechend  ist  eine  
Überbauung  ebenso  unzulässig  wie  das  Lagern  von  Materialien sowie  das  Pflanzen  von  Bäumen.  Die  
Kosten  für  Beseitigung  der  Beeinträchtigung  der Zugänglichkeit des Hausanschlusses trägt der Anschluss-
nehmer.   
 

4. Der  Anschlussnehmer  erstattet  den  STADTWERKEN  die  Kosten  für  die  Unterhaltung  des Hausanschlus-
ses,  sofern  sich  dieser  hinter  der  Hauptabsperrvorrichtung  im  Grundstück befindet. § 10 (6)   
 

5. Bei  Rohrbrüchen  liegt  die  Entscheidung  darüber,  wann  die  fällige  Unterhaltungs-  bzw. Erneuerungs-
maßnahme  durchgeführt  werden  muss  bei  den  STADTWERKEN.  Der Anschlussnehmer hat das Betreten 
des Grundstückes grundsätzlich zu dulden.   
 

6. Die  Wiederherstellung  befestigter  oder  bepflanzter  Oberflächen  nach  Unterhaltungs- oder Erneuerungs-
maßnahmen  ist  eine  Obliegenheit  des  Anschlussnehmers,  die  er  auf  eigene Kosten vorzunehmen hat.   
 

V.  Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze (§ 11 AVBWasserV)   

1. Unverhältnismäßig  lang  im  Sinne  von  §  11  Abs.  1  Ziff.  2  ist  die  Anschlussleitung  dann, wenn sie auf 

dem Privatgrundstück eine Länge von 20 m überschreitet.    
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VI.  Kundenanlage (§§ 12 und 18 AVBWasserV)   

1.  Schäden innerhalb der Kundenanlage müssen ohne Verzug beseitigt werden.   

 

VII.  Inbetriebsetzung (§ 13 AVBWasserV)  

2.  Für die Inbetriebsetzung der Kundenanlage werden berechnet  bei Zählern mit einem Nenndurchfluss bis 10 

cbm/h der Verrechnungssatz gemäß Preisblatt, bei größeren Zählern werden die tatsächlichen Kosten be-

rechnet.  

 

VIII.  Verlegung von Messeinrichtungen (§ 18 AVBWasserV)   

1. Verlegungskosten nach § 18 Abs. 2 sind nach dem tatsächlichen Aufwand zu erstatten.   

 

IX.  Nachprüfung von Messeinrichtungen (§ 19 AVBWasserV)   

1. Die  Kosten  der  Nachprüfung  von  Messeinrichtungen  sind  gem.  §  19  Abs.  2  nach  dem tatsächlichen 

Aufwand zu erstatten.  

X.  Zahlungsverzug; Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung   (§§ 27 und 33 AVBWasserV)   

1. Die  Kosten  aus  Zahlungsverzug  und  aus  einer  erforderlich  werdenden  Einstellung  der Versorgung 

ergeben sich aus dem jeweils gültigen Preisblatt. Für die erneute Inbetriebsetzung der Kundenanlage gilt 

Ziff. VII.   

XI.  Ablesung und Abrechnung (§§ 22 und 25 AVBWasserV)   

1. Der  Wasserverbrauch  wird  jährlich  abgelesen  und  abgerechnet.  Die  STADTWERKE erheben  in  gleichen  

Abständen  Abschläge  auf  den  Verbrauch.  Deren  Höhe  bemisst  sich nach  dem  durchschnittlichen  Was-

serverbrauch  des  Kunden  im  vorangegangenen Abrechnungsjahr  bzw.  bei  einem  neuen  Abnehmer  nach  

dem  durchschnittlichen Wasserverbrauch vergleichbarer Kunden. Die  endgültige  Abrechnung  erfolgt  auf-

grund  einer  Ablesung  am  Ende  des  jeweiligen Abrechnungsjahres  (Zwölfmonatszeitraum)  unter  Berück-

sichtigung  der  für  den Wasserverbrauch in diesem Zeitraum abgebuchten bzw. gezahlten Abschläge. Ein  

eventuell  gegebener  Vorauszahlungsanspruch  gem.  §  28  AVBWasserV  bleibt unberührt. Wenn  durch  

Schäden  an  der  Kundenanlage  oder  aus  einem  anderen  Grund  Wasser ungenutzt  abläuft,  hat  der  

Kunde  dieses  durch  die  Messeinrichtung  erfasste  Wasser  zu bezahlen.   

 

XII.  Umsatzsteuer   

1. Zu den Entgelten, die sich in Anwendung der AVBWasserV nebst Anlage ergeben, wird die gesetzliche Um-

satzsteuer in der jeweils gültigen Höhe zugerechnet.   

XIII.  Auskünfte   

1. Die  STADTWERKE  sind  berechtigt,  den  Städten  und  Gemeinden  für  die  Berechnung  ihrer Entwässe-

rungsgebühren den Wasserbezug des Kunden mitzuteilen.   

XIV.  Zutrittsrecht   

1. Der  Kunde  gestattet  dem  mit  einem  Ausweis  versehenen Beauftragten der STADTWERKE Zutritt  zu  seinen 

Räumen und zu den in § 11 genannten Einrichtungen, soweit dies für die Prüfung  der  technischen  Einrich-

tungen,  zur  Wahrnehmung  sonstiger  Rechte  und  Pflichten nach  der  AVBWasserV  oder  zur  Ermittlung  

preisrechtlicher  Bemessungsgrundlagen erforderlich ist.   

XV.  Wasserabgabe für Bau- oder sonstige vorübergehende Zwecke   

1. Standrohre  zur  Abgabe  von  Bauwasser  oder  für  andere  vorübergehende  Zwecke  werden von den 

STADTWERKEN nach Maßgabe der hierfür geltenden Bestimmungen vermietet. Bei  der  Vermietung  von  

Standrohren  zur  Abgabe  von  Bauwasser  oder  für  sonstige vorübergehende  Zwecke  haftet  der  Mieter  

für  Beschädigungen  aller  Art,  sowohl  für Schäden  am Mietgegenstand  als  auch  für  alle  Schäden,  die  

durch  Gebrauch  des Standrohres  an  öffentlichen  Hydranten,  Leitungseinrichtungen  und  Hydranten-

schächten, auch  durch  Verunreinigung  den  STADTWERKEN  oder  dritten  Personen  entstehen.  Bei Verlust  



Ergänzende Bedingungen   Seite 4 von 6 

des  Standrohres  hat  der  Mieter  vollen  Ersatz  zu  leisten.  Der  Mieter  ist  verpflichtet, entweder  das  

überlassene  Standrohr  spätestens  am  16.  jeden  Monats  bei  den STADTWERKEN  zur  Rechnungsstellung  

vorzuzeigen,  oder  einen  gleichbleibenden  Ort anzugeben, an dem die STADTWERKE monatlich eine Kon-

trolle ausüben können.  

XVI.  Diese Ergänzenden Bestimmungen treten mit Wirkung vom 01.01.2021 in Kraft. 
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Anlage 1 
Netzanschluss Wasser 
 

Der Anschlussnehmer erstattet der STW die Kosten für die Herstellung des Netzanschlusses nach der Anlage 3 
Preisblatt Dienstleistungsentgelte: 

a) Die Erstellung des Rohrgrabens auf dem Privatgrund des Netzanschlussnehmers kann nach Absprache mit 

den STW  in Eigenleistung erfolgen. Die Grabarbeiten im öffentlichen Grund müssen in diesem Fall auch 

vom Netzanschlussnehmer beauftragt werden. Die Meterpauschalen der STW gelten in diesem Falle  nicht. 

 

b) Darüber hinaus können aufgrund gesonderter Vereinbarungen im Netzanschlussvertrag weitere Kosten 

entstehen. Dies kommt insbesondere zum Tragen, wenn besondere bauliche Erschwernisse (Verlegung bei 

Bodenfrost, Sonderkonstruktionen Beton bzw. bei Netzanschlüssen, die eine besondere Bauweise erfor-

dern) vorliegen. Der zusätzliche Aufwand wird entsprechend den vertraglichen Vereinbarungen im Netzan-

schlussvertrag in Rechnung gestellt. 

 

c) Die Leistung der STW umfasst bei Arbeiten auf Privatgrund nur die Wiederherstellung von Oberflächen, 

soweit es sich um Asphaltflächen oder um Verbundsteinpflaster über dem verfüllten Rohrgraben handelt. 

 

d) Die Kosten für Mehraufwendungen, die durch eine nicht fachgerechte Ausführung der Eigenleistung ent-

stehen, werden den Kunden zusätzlich in Rechnung gestellt. 

 

e) Die Kosten für die Veränderung eines bestehenden Netzanschlusses werden nach jeweils entstandenem 

tatsächlichem Aufwand berechnet. 

 

f) Die genannten Kosten und Regelungen gelten nicht für zusätzliche Anschlüsse und zusätzliche Übergabe-

stellen. Dafür sind gesonderte vertragliche Regelungen zutreffend, welche die Besonderheiten der Gesamt-

anschlusssituation betreffen. 

 

g) Verzögerungen bei der Herstellung des Netzanschlusses, die nicht von den STW zu vertreten sind (insbe-

sondere bei höherer Gewalt), führen zu einer Verlängerung der Ausführungsfrist. 

 

h) Sofern der Netzanschluss von mehreren Anschlussnutzern in Anspruch genommen werden soll, ist der An-

schlussnehmer verpflichtet, mit jedem Anschlussnutzer den Anteil des Spitzendurchflusses zu vereinbaren, 

den der jeweilige Nutzer in Anspruch nehmen darf. Jeder Anschlussnutzer ist im Interesse eines sicheren 

Netzbetriebes verpflichtet, entsprechend seiner Vereinbarung mit dem Anschlussnehmer, den ihm an dem 

Spitzendurchfluss zustehenden Anteil nicht zu überschreiten. Der vom Anschlussnehmer selbst nutzbare 

Teil des Spitzendurchflusses reduziert sich um die Summe der allen Anschlussnutzern zur Verfügung ste-

henden Menge. Wünscht der Anschlussnehmer eine Änderung der Aufteilung, setzt dies voraus, dass er mit 

allen die Änderung betreffenden Anschlussnutzern neue Vereinbarungen über deren künftigen Anteil an 

dem Spitzendurchfluss getroffen hat. Ändert sich der gesamte Spitzendurchfluss, ist dies bei den STW neu 

zu beantragen und der Netzanschlussvertrag neu abzuschließen. 

 

i) Der Anschlussnehmer erstattet den STW die Kosten für die Veränderung des Netzanschlusses, die durch 

eine Erweiterung oder Änderung der Kundenanlage erforderlich ist oder aus anderen Gründen vom An-

schlussnehmer veranlasst wird, nach tatsächlich entstandenem Aufwand. 
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Anlage 2 

Preisblatt Baukostenzuschuss  

 
 

Als  angemessener  Baukostenzuschuss  für  die  Erstellung  oder  Verstärkung  der  örtlichen Verteilungsanlagen  
gilt  ein  Anteil  von 70% dieser  Kosten. 
 
Zur anteiligen Kostendeckung nach § 9 AVB Wasser wird im Falle der Erstellung neuer Netzanschlüsse ein pau-
schalierter Baukostenzuschuss nach folgender Tabelle fällig: 
 

BKZ =  Frontlänge x spez. Preis     (44€/m) x  
𝐷𝑁 𝐻𝐴

𝐷𝑁 25
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


